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Dirk Ippen ist einer der einflussreichs-
ten Verleger in Deutschland. Seinem 

Ippen-Imperium gehören unzählige regi-
onale Zeitungen, Redaktionen, Drucke-
reien, Anzeigenblätter und Verlagshäuser 
an, die durch ein wirres Gesellschafts-
Geflecht miteinander verbunden sind. Auf 
dem Papier existieren diese Unternehmen 
als voneinander unabhängige Betriebe. 
Dadurch lässt sich ein Prinzip sehr gut 
durchsetzen, dass sich Dirk Ippen auf die 
Fahnen geschrieben hat: Das Prinzip von 
„Teile und Herrsche“.

Wenn die Ausbeutungsbedingungen 
in diesen Betrieben nicht zu seinen Ge-
winnvorstellungen passen, dann werden 
sie passend gemacht. Vor über 30 Jahren 
wurde die damalige Druckerei des Münch-
ner Merkur und der tz aus der Bayerstraße 

ausgegliedert und ein neues Druckhaus 
in der Dessauerstraße in der Nähe des 
Olympia-Einkaufszentrum errichtet. Die 
Stadt München unterstützte dieses Vor-
haben durch einen billigen Grundstücks-
verkauf und versprach sich dadurch die 
Erhaltung von guten, tarifgebundenen 
Arbeitsplätzen.

Dass es dem Verleger natürlich darum 
nicht ging, zeigte sich schon bald: In Penz-
berg, circa 50 Kilometer von München 
entfernt, wurde ein tarifloses Druckhaus 
auf die grüne Wiese gestellt, um andere 
Standorte unter Druck zu setzen. Als erstes 
mussten dafür die Kolleginnen und Kolle-
gen beim Kreisboten-Verlag in Weilheim 
bluten, der ebenfalls zum Imperium des 
Herrn Ippen und dessen Neffen Daniel 
Schöningh gehört. Druck, Versand und 

Verpackung dort wurden geschlossen, die 
Beschäftigten entlassen und die letzten 
Wertgegenstände verramscht.   

Als nächstes ging es den Kolleginnen 
und Kollegen in Wolfratshausen an den 
Kragen, viele Kolleginnen und Kollegen 
verloren ihren Arbeitsplatz und nur wenige 
„durften“ zu deutlich schlechteren Bedin-
gungen nach Penzberg wechseln.

Beim Druckhaus in der Dessauerstraße 
wurde sich schließlich 2015 des Tarifver-
trags entledigt und den Kolleginnen und 
Kollegen unter Androhung von Schließung 
neue Arbeitsverträge zu deutlich schlech-
teren Konditionen vorgelegt. 5 Stunden 
länger arbeiten, kein Weihnachtsgeld, 
tägliche Befristungen – Tagelöhner! – und 

Der verlagernde Verleger
Das Druckhaus in der Münchner Dessauer Straße soll bis Ende 2025 geschlossen werden.

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 2 ´
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rückwirkend ab 1. März 2023 auf den 
Mindestlohn anheben! Ein Punktsieg für 
die Eisenbahner.

Was verdient so ein DB-Vorstand, trotz 
roter Zahlen? Bahnchef Lutz hat im ver-
gangenen Jahr mehr als doppelt so viel 
Geld vom Staatsunternehmen erhalten 
wie ein Jahr zuvor. Laut Geschäftsbericht 
lag die Vergütung des Vorstandsvorsitzen-

keine Mindestbesetzungsregeln mehr war 
nur der Beginn von ständigen Verschlech-
terungen und Erniedrigungen. 2020 wur-
den schließlich die Druckhelfer entlassen 
und ihre Arbeit den Druckerinnen und 
Druckern zusätzlich aufgehalst, um sie 
mürbe zu machen.

Die Maschinen fahren ständig unterbe-
setzt, die Arbeitsbedingungen führen zu 
immer mehr Krankheitsausfällen und die 
Belegschaft pfeift aus dem letzten Loch. 
Wenn dann niemand mehr da ist, der 
die Maschinen bedienen kann, werden 
einzelne Auflagen per Knopfdruck nach 
Penzberg verlagert.

Nun wurde angekündigt, die gesamten 
Druckaufträge schrittweise nach Penz-
berg zu verlagern und das Druckhaus 
in der Dessauerstraße bis Ende 2025 zu 
schließen. Gnädigerweise dürfen sich die 
Beschäftigten natürlich in Penzberg bewer-
ben, wenn sie die dort noch schlechteren 
Bedingungen akzeptieren. Und genommen 
werden natürlich nur diejenigen, die noch 
gesund genug sind, um ein paar Jährchen 
ausgebeutet zu werden.

Das Spiel, Standorte und Belegschaften 
gegeneinander auszuspielen und zu spal-
ten, beherrschen die Ippen-Funktionäre 
seit Jahren. Betriebsräte werden unter 

Druck gesetzt und zu immer mehr Zuge-
ständnissen gezwungen, Menschen unter 
Tagelöhner-Bedingungen ausgebeutet und 
Kolleginnen und Kollegen rausgeekelt 
oder gekündigt. Standorte werden neu 
eröffnet, geschlossen und verlagert, bis 
auch die letzten Ausbeutungsbedingungen 
den Renditevorstellungen des Herrn Ippen 
entsprechen. Wenn die Arbeiterinnen und 
Arbeiter der verschiedenen Standorte sich 
zusammenschließen würden und sich 
nicht mehr gegeneinander ausspielen lie-
ßen, dann wäre schnell Schluss mit diesen 
Machenschaften.                                  nTT

´ Fortsetzung von Seite 1

Der verlagernde Verleger

Der Mindestlohn als eine Kernforde-
rung der EVG (Eisenbahn- und Ver-

kehrsgewerkschaft im DGB) musste erst 
mit einer Streikandrohung durchgesetzt 
werden. Am 13. Mai stellte die Deutsche 
Bahn AG (DB) einen Eilantrag, den Streik 
für unzulässig zu erklären. Der Vergleich 
vor Gericht lautete: Der Streik wird abge-
sagt. Die DB muss die unterste Entgeltstufe 

Die Eisenbahner kämpfen weiter!
Es ist ein leeres Gerede der Bosse von der Wertschätzung der Eisenbahner in dieser Tarifrunde.

den für 2022 bei 2,24 Millionen Euro. Sein 
Grundgehalt lag bei fast 970.000 Euro. 
Hinzu kam ein Bonus von mehr als 1,26 
Millionen Euro. (Manager Magazin, 30. 
März 2023)

Nun gehen die Verhandlungen weiter. 
Zum Angebot einer Einmalzahlung von 

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 3 ´
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2.850 Euro – der sogenannte Inflationsaus-
gleich der Konzertierten Aktion – sagt die 
EVG: „Das ist so hilfreich wie ein Eiswürfel 
in der Wüste. Das schmilzt ruckzuck weg. 
Eine dauerhafte monatliche Lohnerhö-
hung muss her!”

Stand 15. Juni: EVG verhandelt wieder. 
DB-Angebot bisher: 12 / 10 / 8 Prozent 
nach Lohngruppen gestaffelt bei 27 (!) 
Monaten Laufzeit. Die EVG-Forderung 
von 650 Euro mindestens, 12 Prozent 
mehr, 12 Monate Laufzeit steht weiter. 

´ Fortsetzung von Seite 2

Die Eisenbahner kämpfen weiter!
Kämpferische Kollegen in der EVG fordern 
die Urabstimmung. Die Streikwesten sind 
griffbereit!                                             nkrn

Das war eine äußerst streikbetonte 
Tarifrunde der Verdi- und GEW-

Kolleginnen und -Kollegen! Dabei haben 
drei Streiks eine große Rolle gespielt: Am 
3. März streikte der ÖPNV, unterstützt von 
der Klimabewegung. In München waren 
dabei 22.000 unterwegs. Am 8. März, dem 
internationalen Frauentag, waren die Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes auf 
der Straße. Am 27. März streikten Nah- 
und Fernverkehr  gemeinsam. (Zur EVG 
siehe Kasten)

Vor allem dieser Streik zeigte, welche 
Kraft die Arbeiterklasse entwickeln kann, 
wenn sie branchenübergreifend den Kampf 
organisiert. Dementsprechend haben die 
Kapitalistenverbände aufgeheult. Ein Nerv 
war getroffen worden, sofort geiferten sie 
gegen das Streikrecht.

Ein Fortschritt ist, dass bei den Forde-
rungen von Postlern, öffentlichem Dienst 
und den Eisenbahnern Sockelbeträge 
einen wichtigen Anteil hatten. So kann 
verhindert werden, dass die Lohnschere 
immer weiter auseinander geht.

Nicht beindrucken ließen sich die 
kämpfenden Kolleginnen und Kollegen 
von dem Geschwätz von Bund und kom-
munalen Arbeitgebern (VKA), es sei kein 

Viel bewegt – Nerv getroffen!
Verdi und GEW: Bei der größten Streikbewegung seit Jahren beteiligten sich rund 400.000 Kolle-
ginnen und Kollegen.

Geld da. Ihre Tafeln und Transparente 
bei den Warnstreiks richteten sich gegen 
die militärische Hochrüstung und gegen 
Sozialabbau und Lohnraub.

Nicht durchgesetzt wurde die Lauf-
zeitforderung von 12 Monaten. (Es wird 
ja auch die Inflation jeweils auf ein Jahr 
berechnet!) So muss festgestellt werden, 
dass sich die tabellenwirksamen Lohn-
forderungen durch Laufzeiten von zwei 
Jahren und mehr am Ende halbierten. Das 
gilt für Verdi, also Postler und öffentlicher 
Dienst, und die GEW. Dasselbe gilt auch 
für die vergangene Tarifrunde der IG Me-
tall. Die Einmalzahlung hat sich bei allen 
Abschlüssen durchgesetzt. Die EVG, die 
noch im Kampf steht, bleibt standhaft bei 
ihrer Ablehnung dieser Mogelpackung.

Bei dieser größten Streikbewegung seit 
Jahren waren rund 400.000 Kolleginnen 
und Kollegen beteiligt. Darauf können sie 
zu Recht stolz sein! Sie haben erfahren, 
wie es ist, zusammen zu kämpfen, auf die 
Straße zu gehen. Sie haben die oft bemühte 
Sozialpartnerschaft als Konflikt erlebt, 
der sich ausdrückt in: Wir sind wir und 
die sind die! Das kann ihnen keiner mehr 
nehmen.                                               nkrn

 

Tarifabschluss im öffentlichen 
Dienst
Er folgt weitgehend dem Schlichtungsvor-
schlag vom 22. März. (Auf  Draht berichtete) 
Inflationsausgleich in Höhe von 3.000 
Euro:
•	 1.240 Euro im Juni 2023, dann bis 

Februar 2024 monatlich 220 Euro 
(Ein süßes Gift, jeden Monat kommt 
was rüber, aber nicht tabellen- und 
rentenwirksam!)

•	 200 Euro mehr im Monat ab März 
2024 (statt wie gefordert 500 Euro)

•	 5,5 Prozent mehr Lohn ab März 24 
(Forderung war 10,5 Prozent!)

•	 Die Laufzeit beträgt 24 Monate. 
Neue Tarifverhandlung erst ab 
Anfang 2025.

•	 Das heißt von März 2023 bis bis 
März 2024 Nullmonate, 

•	 keine tabellen- und rentenwirksame 
Lohnerhöhung! 

Insgesamt ein Reallohnverlust. Nur 66 
Prozent der Verdi-Mitglieder haben dem 
Abschluss zugestimmt. Immerhin 33 
Prozent wollten weiter streiken für ein 
besseres Ergebnis. (Quelle: Verdi)

 o Ich will die  gerne regelmäßig bekommen – bitte schickt mir immer die neue Ausgabe!
 o Ich will die DKP kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
 o Ich will die Gruppe KAZ kennen lernen – bitte schickt mir Informationsmaterial!
  

 
 Vorname und Name        Tel.:

 Straße, Postleitzahl und Wohnort       eMail:

Bitte einsenden an: Auf Draht=c/o Jörg Högemann=Kellerstr. 28=81667 München
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Nach interner Information wurde es im 
April 2023 den IGM-Geschäftsstellen 

als Vorstands-Positionsbeschluss zugesen-
det. Der stellt darin fest: „Ein nachhaltiger 
Frieden kann nur gefunden werden, wenn 
die Ukraine den Krieg nicht verliert. Ein 
Einknicken gegenüber Russland könnte 
verheerende Auswirkungen für die Si-
cherheit Europas haben. Putin wird sich 
perspektivisch nicht mit der Ukraine 
begnügen.“

Solche Sprüche dienen dem Kapital und 
jetzt der Ampel-Regierung dazu, ihren Mili-
tarisierungs-, Kriegshetze- und Milliarden-
Aufrüstungs- sowie Waffenlieferungskurs 
zu rechtfertigen und dafür Rückhalt in den 
Betrieben und der Gesellschaft zu fördern. 
Um Ähnliches geht es der IGM-Führung 
mit der obigen Aussage in ihrem Positi-
onspapier. Sie will ihre friedenspolitischen 
Grundsätze über Bord werfen. 2019 hatte 
der 24. IGM-Gewerkschaftstag beschlos-
sen: „Keine Rüstungsexporte in Krisenre-
gionen und kriegführende Staaten“! Das 
passt nicht mehr mit dem DGB-Beschluss 
vom Mai 2022 zusammen. Da hatte die 
DGB-Führung auf dem Bundeskongress 
die hauptsächlichen Waffenlieferanten 
und Kriegsverlängerer, die BRD, die EU 

sowie die vom Hauptkriegstreiber USA ge-
führten NATO-Verbündeten aufgefordert: 
„... umfassende Hilfe für die Ukraine zu 
leisten und dabei auch zu ihrer Fähigkeit 
beizutragen, ihr Recht auf Selbstvertei-
digung (…) bis Kriegsende (...) wirksam 
wahrzunehmen...“   

Bei dieser Art von Friedenspolitik – Zu-
sammenarbeit mit Kapital und Regierung 
– kloppt erneut ein wesentlicher Teil so-
zialdemokratischer Gewerkschaftsführer 
alle gewerkschaftlichen Erfahrungen und 
Erkenntnisse über die Folgen davon in die 
Tonne. Hierbei sind die Lohnabhängigen 
bekanntermaßen in zwei Weltkriegen 
gegeneinandergehetzt, verheizt, ermordet 
oder zu Krüppeln geschossen worden. 
Aktuell wird ganz offen über einen dritten 
Weltkrieg diskutiert. Dabei ist es nicht nur 
höchste Zeit für die Metallerinnen und 
Metaller, sondern insgesamt Aufgabe der 
Gewerkschaften, der Gewerkschaftsmit-
glieder, Proteste und Widerstand zu organi-
sieren. Um sich nicht als „Kanonenfutter“ 
verplanen zu lassen, werden Warnstreiks 
der Lohnabhängigen in den Betrieben und 
in der Gesellschaft notwendig sein – für 
Frieden, gegen den Krieg, gegen Waffen-
lieferungen! Wer daran verdient?  

Bundesarbeitsgericht verhöhnt Leiharbeiter Mit Urteil vom 2. Juni hat sich das Bundesarbeitsgericht (BAG) über ein Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EUGH) zu Equal Pay - gleicher Lohn für gleiche Arbeit - hinweggesetzt. Der EUGH hatte entschieden: Wird 
equal pay in der Leiharbeit über die Anwendung eines Tarifvertrages nicht gewährt, müssen die davon Betroffenen einen Nachteilsaus-
gleich erhalten. Das kann bzw. sollte z. B. in Form von mehr Urlaubstagen, Urlaubsgeld oder der Gewährung einer anderen Leistung 
geschehen. Jetzt hat das BAG dem Kapital unter die Arme gegriffen und gegen equal pay entschieden: Der Nachteilsausgleich sei 
dadurch gewährt, dass den von Leiharbeit Betroffenen, wenn der Verleiher keine Aufträge hat („verleihfreie Zeit“), der Lohn fortgezahlt 
wird. (Quelle: Süddeutsche Zeitung und Labournet.de)                                                                                                                  nLu.

Die Russen kommen 
– oder wie es in Bayern heißt: da Russ´ kimmt
Das ist mehr oder weniger die Aussage im mit vielen Positionen zum Ukraine-Krieg gespickten 
IGM-Papier „Sicherheit und Frieden in der Zeitenwende“.

Rheinmetall-Chef: 
30 Prozent mehr pro Jahr

Der Vorstandschef des Rüstungskonzerns 
Rheinmetall, Armin Papperger, sieht sein 
Unternehmen vor dem Hintergrund des 
Ukraine-Kriegs auf einem rasanten Wachs-
tumskurs. Rheinmetall solle „zwischen 20 
und 30 Prozent jährlich wachsen”, sagte 
Papperger dem Magazin Focus laut Vor-
abmeldung von Freitag. „Wenn ich also 
jedes Jahr auch zwei Milliarden Euro mehr 
Umsatz machen will, brauche ich auch 
Leute, Werke, Ressourcen, eine funktionie-
rende Materialwirtschaft und vieles mehr”, 
erläuterte Pappberger. „Zur Zeit klappt 
das sehr gut.” Das Jahr 2023 „dürfte ein 
neues Rekordjahr für uns werden”. Allein 
aus dem 100 Milliarden Euro schweren 
Sondervermögen der Bundeswehr rechnet 
Papperger dieses Jahr „mit einem hohen 
einstelligen, wenn nicht gar zweistelligen 
Milliardenbetrag” für Rheinmetall. „Vieles 
ist unterschrieben”. (junge Welt vom 20. 
Mai 2023)                                                       nLu.

Im Sommer wird da Pop, Rock und 
Klassik gegeben von mehr oder weniger 

bekannten Künstlern. Auch „Die Zauber-
flöte” muss herhalten. Armer Mozart.

„Generalsponsor” ist BMW Group Werk 
Regensburg, neben einer Brauerei, einem 
Ziegelhersteller und anderen. Förderung 

BMW sponsert ultrarechte Millionärin
Gloria von Thurn und Taxis, die 600fache Millionärin, ist Gastgeberin der jährlichen Festspiele 
auf ihrem Schloss in Regensburg.

von Kultur also, das dient der Marken-
pflege. „Ihre Durchlaucht”, wie Frau 
Thurn-Taxis angesprochen werden will, 
fällt allerdings durch ein Image auf, das 
sich nur als ultrarechts beschreiben lässt.

Von den Einwohnern Afrikas und deren 
Aids-Problem weiß sie, dass „der Schwar-

ze gerne schnackselt”. Die mindestens 
547 Fälle von Kindsmissbrauch bei den 
Regensburger Domspatzen tut sie als „to-
talen Schmarrn” ab. Als Erziehungsmittel 
empfiehlt sie Schläge. (1)

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 5 ´
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Zur Festigung ihres Gedankenguts lädt 
sie ans Kaminfeuer ein: AfD-Politiker, 
reaktionäre Publizisten wie Henryk M. 
Broder oder Pfaffen wie den ultrakonser-
vativen Regensburger Bischof Müller, um 
nur einige zu nennen.

´ Fortsetzung von Seite 4

BMW sponsert ultrarechte Millionärin

Rekordergebnis bei BMW – Leiharbeiter ohne Inflationsausgleich 159.000 Beschäftigte bauten 2022 2,4 Millionen Autos. 
Bei einem Umsatz von 142 Milliarden Euro beträgt der Jahresüberschuss 18,5 Milliarden Euro. (Süddeutsche Zeitung, 10. März 2023) 
Das Ergebnis vor Steuern legte 2022 um 46,4 Prozent auf 23,5 Milliarden Euro zu. (Wir Kommunisten sagen dazu: Profit!) Da spielen 
ein paar Millionen für den Zeitvertreib einer bayerischen Fürstin keine Rolle. Während Leiharbeiter die 3.000 Euro Inflationsausgleich 
nicht erhalten, streicht BMW-Boss Zipse mehr als 10 Millionen für das letzte Jahr ein.   

Durchlaucht bleiben trotz allem salon-
fähig, wenn doch Netrebko, Simply Red 
und Ramazotti auftreten, wenn doch der 
Hauptförderer des fürstlichen Spektakels 
BMW heißt. Dieser auf seiner Webseite 
über sich selbst: „BMW Group Werk 

Regensburg rüstet für die Zukunft!” Und 
sponsert eine ewig Gestrige und deren 
Ideen aus einer ganz dunklen Vergangen-
heit.                                                     nkrn

(1) Quelle: Wikipedia
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Da kann das „Party-Huhn“ (Wirtschaftswoche vom 3. April 2013) jubeln, BMW sponsert weiterhin.

Ende 2021 haben SPD, Grüne und 
FDP in ihrem Koalitionsvertrag ver-

sprochen: „Wir wollen die illegalen Zu-
rückweisungen und das Leid an den Au-
ßengrenzen beenden. […] Der Asylantrag 
von Menschen, die in der EU ankommen 
oder bereits hier sind, muss inhaltlich 
geprüft werden“. Viele, die auf den Stra-
ßen gegen die hetzerischen Forderungen 
eines Herrn Seehofer von der CSU nach 

Mauern, Inhaftierung, Entrechtung
Die Flüchtlingspolitik der „europäischen Wertegemeinschaft“.

Mauern rund um Europa demonstrierten, 
hatten sich erhofft, das werde nun besser 
mit der neuen Regierung. Doch nun wird 
seit Wochen in allen öffentlichen Kanälen 
wieder von einer „Flüchtlingskrise“ gespro-
chen. Gemeint sind nicht die Menschen, 
die vor dem Krieg in der Ukraine hierher 
geflüchtet sind, sondern all diejenigen, die 
aus Ländern wie Syrien, Afghanistan oder 
aus afrikanischen Staaten vor Krieg und 

Verfolgung, Hunger und Elend flüchten. In 
vielen dieser Länder verschärfen sich die 
Krisen, auch weil aufgrund der Sanktionen 
gegen Russland Düngemittel fehlen, Brot 
und Gas weniger und teurer geworden 
sind. Es kommen wieder mehr Flüchtende 
hierher. Und jetzt heißt es von Seiten der 
Ampelkoalition: „Die verlässliche Kontrol-

Lesen Sie bitte weiter auf Seite 6 ´
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Frieden erfordert Sozialismus: Münchner Arbeiterjugend im Kampf gegen Krieg

le der EU-Außengrenzen ist entscheidend, 
damit wir im Inneren ein Europa der of-
fenen Grenzen bleiben können – und so 
eine der ganz zentralen Errungenschaften 
der EU erhalten können.“ (Innenministe-
rin Faeser lt. Süddeutsche Zeitung vom 
5. Juni 2023) Und weiter warnt sie: „Der 
Schengen-Raum ist sonst in ernsthafter 
Gefahr“. Schengen-Raum aber bedeutet: 
freier Verkehr von Waren, Personen und 
Dienstleistungen ohne Kontrolle an den 
Grenzen innerhalb der gesamten EU. Dies 
ist tatsächlich ein zentrales Anliegen der 
deutschen Wirtschaft, die mit permanenten 
Exportüberschüssen hauptsächlich vom 
europäischen Binnenmarkt profitiert. 

Barbarische Zustände
Der Hintergrund ist, dass sich die 27 EU-
Staaten seit Jahren auf keine neuen Asylre-
geln einigen können. So gilt das alte, längst 
gescheiterte Dublin-System, wonach jeder 
Flüchtling in dem Land Asyl beantragen 
muss, in dem er Boden der EU betritt. D.h. 
so gut wie nie in Deutschland, das Umge-
ben von anderen EU-Staaten ist, sondern 
eben in Italien, Griechenland, Polen usw. 
Diese Staaten reagieren einerseits damit, 
dass sie ankommende Flüchtende nicht 
registrieren und diese dann hier den Antrag 
auf Asyl stellen können. Bayern führt des-
halb seit Jahren wieder Grenzkontrollen 
durch, die im Schengen-Raum doch nicht 
vorgesehen sind. Auf der anderen Seite 
versuchen Staaten an den Außengrenzen 
der EU mit allen Mitteln, geflüchtete 

Menschen daran zu hindern, ihr Land zu 
betreten. Kilometer lange, scharf bewachte 
Grenzzäune, Lager mit unerträglichen 
Zuständen, Seenotrettungsschiffe, die 
nicht anlanden dürfen, tausendfacher 
Tod durch Ertrinken, Zurückjagen oder 
-schlagen über die Grenze: das ist Alltag 
an den Grenzen der „Wertegemeinschaft“ 
EU. Barbarische Zustände, gegen die die 
aktuelle Regierung doch versprochen hat, 
vorzugehen. 

Doch das Gegenteil passiert: statt das 
Dublin-System abzuschaffen und die 
geflüchteten Menschen in dem Land 
aufzunehmen, wo sie wollen, wurde nun 
auf EU-Ebene beschlossen, was die CSU 
schon seit Jahren fordert.

De-facto-Abschaffung 
des Rechts auf Asyl

Die EU-Staaten werden weiterhin ver-
pflichtet, keine Asylsuchenden weiterzie-
hen zu lassen. Dafür soll ein sog. „Soli- 
daritätsmechanismus“ in Kraft treten, 
der eine Verteilung der Geflüchteten auf 
die EU-Staaten vorsieht, wenn ihnen ein 
Recht auf Asyl zugesprochen worden ist. 
Wie dieser Solidaritätsmechanismus genau 
ausschauen soll, ist aber noch umstritten. 

Der Prüfung des Asylantrags wird eine 
Prüfung vorausgehen, ob die Geflüchteten 
überhaupt das Recht haben, einen Asylan-
trag zu stellen. Denn kommen sie etwa aus 
einem „sicheren Drittland“, auch wenn sie 
nur durchgefahren sind, sollen sie gleich 
wieder dorthin abgeschoben werden kön-

´ Fortsetzung von Seite 5

Mauern, Inhaftierung, Entrechtung
nen. Die Liste der sicheren Drittstaaten soll 
gleichzeitig erweitert werden. Das Ganze 
soll verpflichtend in Aufnahmelagern an 
den Grenzen stattfinden, die einfach als 
extraterritoriales Gebiet definiert werden, 
also nicht als Gebiet eines EU-Staates, 
obwohl sie sich natürlich auf dem Gebiet 
eines EU-Staates befinden. Denn noch 
gelten EU-weit rechtliche Regelungen, 
die vorschreiben, dass jeder Asylantrag 
inhaltlich geprüft werden muss, der auf 
dem Boden eines EU-Staates gestellt wird. 
Genau das wird aber in Zukunft umgan-
gen. In diesen Aufnahmelagern werden 
die Menschen interniert, bis das ganze 
Verfahren abgeschlossen ist. Flüchtlings-
organisationen haben kaum Zugang, die 
Geflüchteten kaum Möglichkeiten, Rechts-
mittel einzulegen. Nicht die barbarischen 
Zustände an den Außengrenzen der EU 
werden abgeschafft, sondern de facto das 
Recht auf Asyl.

Auf heftigen Protest von Flüchtlings-
organisationen, Wohlfahrtsverbänden, 
Rechtsanwälten hin, sah sich die Bundes-
regierung gezwungen, sich zumindest dafür 
einzusetzen, dass Familien und unbeglei-
tete Kinder und Jugendliche nicht in diese 
Haftanstalten eingesperrt werden. Das gilt 
nun nur für letztere. Die Bundesregierung 
hat ihre Bedenken zu Protokoll gegeben – 
und zugestimmt. Wie gesagt, der Schengen-
Raum könnte ja in Gefahr geraten.

Was zählt dagegen das Recht auf Schutz 
und Asyl von Menschen?                     ngr
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„Europäische Wertegemeinschaft“: Abschottung mit Stacheldraht.
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Was möglich wäre Der Umgang mit den aus der Ukraine Geflüchteten zeigt, dass es möglich ist, viele hunderttausend Flüchtlinge 
ohne großes Geschrei aufzunehmen. Das komplizierte Asylverfahren entfällt, den Menschen wird die Freizügigkeit nicht genommen, 
viele kommen bei Verwandten oder Bekannten unter. Sie können einen Job suchen und wenn sie keinen finden, Unterstützung bean-
tragen. Es geht also ohne die gesamte, rassistische Entrechtung von geflüchteten Menschen, wie sie hierzulande normalerweise erfolgt, 
wenn es politisch gewollt ist. 
Doch es ist eben nicht gewollt. Auch bei Geflüchteten aus der Ukraine wird unterschieden: Nichtweiße Bürger afrikanischer Staaten, die 
in der Ukraine studiert haben und ebenfalls vor den Kriegsfolgen geflüchtet sind, genießen hier keinen Schutz und sind von Abschiebung 
bedroht.                                                                                                                                                                                      ngr

Am 25. Mai morgens fand eine bun-
desweite Razzia (arabisch: Kriegs-

zug) gegen Klimaaktivisten statt. Die 
Generalstaatswaltschaft München erhob 
den Anfangsverdacht einer „kriminellen 
Vereinigung”. Betroffene berichteten, die 
Polizei sei mit der Waffe im Anschlag vor 
ihrem Bett gestanden. Der § 129 StGB, 
auf den sich die Polizeiaktion stützte, 
kann willkürlich ausgelegt werden und 
ermöglicht fast unbegrenzte Ermittlungen. 
(Was beim Tatbestand der Nötigung nicht 
möglich wäre.) Es ist das stärkste Instru-
ment des Staates gegen „Vereinigungen” 
von drei Personen und mehr, die sich auf 
die „fortlaufende Begehung von Straftaten” 
verabredet haben sollen.

Angeheizt wird die öffentliche Mei-
nung von der CSU. Dobrindt, Wadlbeißer 
der CSU im Bundestag, sprach von der 
„Klima-RAF”  und Söder behauptet eine 
zunehmende Radikalisierung der Klim-

abewegung. Für den bevorstehenden 
Bierzeltwahlkampf ist die Razzia ein will-
kommener Input.

Dabei geht es nicht nur ums Kleben auf 
die Straße. Es kann alle Vereinigungen 
betreffen, die sich bei ihren Aktionen 
auf ihr demokratisches Recht auf zivilen 
Widerstand berufen. Wie etwa die VVN, 
die einen Nazimarsch verhindert oder 
Kriegsgegner, die sitzend Atomwaffenlager 
blockieren.

Oder Arbeiter, die selbständig, „wild” 
streiken wie vor kurzem der Lieferdienst 
„Gorilla”, oder die einen Betrieb besetzen. 
Allen diesen und deren Umfeld galt die 
Staatsaktion, zur Einschüchterung und 
zur  Angstmache. 

Die Klimakleber wollen Aufmerksamkeit 
erregen. Ihre Forderungen sind eher zahm: 
9-Euro-Ticket und Tempo 130. Egal, wie 
man zu dieser Aktionsform steht – sie geht 
an den Kollegen vorbei und dient nicht 

der Mobilisierung der Arbeiter, auf die die 
Kosten der sogenannten Energiewende 
abgewälzt werden.

Die bürgerlichen Medien begleiteten die 
Streikbewegung der letzen Monate mit 
einer Hetze gegen die Gewerkschaften. 
Da wird ein Sprecher der DB zitiert mit 
„...ein irrsinniger Streik.” Es ist die Rede 
von „Geiselnahme” der Bahnfahrer. Vor 
einiger Zeit schon wurde ein „Anschlag 
auf die Bürger” gemeldet, als die EVG ein 
Stellwerk bestreikte. Die Gewerkschaften 
werden in der Nähe von wahnsinnigen 
Terroristen verortet. Das Streikrecht wird 
angegriffen, der geplante EVG-Streik 
wurde gerichtlich untersagt. (Siehe Ar-
tikel „Die Eisenbahner kämpfen weiter“ 
auf Seite 2) Die AfD kann sich grinsend 
zurücklehnen und die Rechtsentwicklung 
des Staates abwarten. Das alles darf den 
Arbeitern, den Gewerkschaftern nicht egal 
sein!                                                      nkrn

Staatlich beschlagnahmte Webseite der Kli-
maaktivisten. Unter Missachtung des Gebots der 
Unschuldsvermutung wurde vom Generalstaatsan-
waltschaft eine Vorverurteilung veröffentlicht. (Foto 
aus UZ, Zeitung der DKP, vom 2. Juni 2023

Mit der Waffe vor dem Bett
Klimaaktive als Verbrecher verfolgt. Gemeint ist jeder zivile Widerstand. Dazu gehört Hetze gegen 
Streikende.
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Der zuständige Kultusminister Piazolo 
würde das so selbstverständlich nie 

sagen, aber er will die Erbschaftssteuer 
beseitigen, wodurch sein Etat weiter 
schrumpfen würde. Momentan fehlen 
an den bayerischen Grund-, Mittel- und 
Förderschulen nach Berechnung des Bay-
rischen Lehrer- und Lehrerinnenverbandes 
(BLLV) etwa 4.000 Lehrkräfte. Deswegen 
werden Klassen einfach vergrößert und 
Unterricht fällt aus. Solange sich dabei 
die Kinder in der Schule aufhalten, wird 
das vom Kultusminister nicht als Unter-
richtsausfall gezählt. Zunehmend müssen 
auch Schulfahrten eingeschränkt werden. 
Kultusminister Piazolo bezeichnet diese Si-
tuation als „solide Unterrichtsversorgung“. 
Die Berechnung des BLLV veräppelt er als 
„Zahlenspiele“, von denen er nichts halte 
(laut BR24, 15. September 2022).

Da aber die schwachen Leseleistungen 
und die mangelnden Kenntnisse in Mathe 
und Deutsch im Allgemeinen mittlerweile 
öffentliche Empörung, vor allem deutscher 
Firmen und Fachleute, hervorrufen, muss-
ten sich Piazolo und die CSU-Regierung 
etwas einfallen lassen. Zusammen mit 

der CSU-Staat zusätzlich zum erhöhten 
Gehalt noch 3.000 Euro Prämie und die 
Umzugskosten nach Bayern. Kopfjäger 
Söder hat 1,5 Mio. Euro bereitgestellt und 
spart sich die Lehrerausbildung.          nmuk

Anzeigen

Bildung im Kapitalismus in Bayern
Gute Bildung für alle ist im Kapitalismus nicht vorgesehen. Die Ausbildungskosten sollen so ge-
ring wie möglich sein.

seinem Chef Markus Söder geht er auf 
Lehrereinkaufstour in Sachsen, Thüringen, 
Sachsen-Anhalt und weiteren Bundeslän-
dern. Wie seinerzeit die BRD gut ausgebil-
dete DDR-Ingenieure aufkaufte, so bezahlt 

Unsere Stadt soll schöner werden: vorher...                        ...und nachher

Fo
to

: 
A

uf
 D

ra
ht

Die nächste Ausgabe der Auf Draht erscheint am 18. Juli 2023


